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ZÜRICH/WINTERTHUR In vier Wo­
chen ist es soweit. Ab dem 1. Mai 
dürfen Ärzte in den Städten Zü­
rich und Winterthur direkt Me­
dikamente verkaufen. Anfang 
März hat das Bundesgericht eine 
letzte Beschwerde, die eine auf­
schiebende Wirkung der Medika­
mentenabgabe durch Ärzte bean­
tragte, abgewiesen. Damit wird 
der Volksentscheid von 2008, 
nach jahrelangen Rechtsstreitig­
keiten, endgültig umgesetzt. Ganz 
zum Unmut der Apotheken, denn 
ihnen drohen erhebliche Umsatz­
einbussen. Viele Quartierapothe­
ken werden laut den Experten so­
gar ganz verschwinden.

Das Interesse der Ärzte, Medi­
kamente verkaufen zu dürfen, ist 
gross. Bereits 500 Ärzte aus den 
Städten Zürich und Winterthur 
haben bei der Gesundheitsdirek­
tion Kanton Zürich ein entspre­
chendes Gesuch eingereicht. «Die 
Gesuche wurden geprüft», sagt 

Sprecher Daniel Winter und fügt 
hinzu: «Die ersten Bewilligungen 
zur Führung einer Privatapothe­
ke wurden dieser Tage, mit Gül­
tigkeit ab 1. Mai 2012, ver­
schickt.» 

Ärzte verdienen 214 Millionen 
Franken mit Medikamenten

Wie gross der Umsatzeinbruch für 
die Zürcher Apotheken sein wird, 
lässt sich bereits erahnen. Helsa­
na, eine der grössten Krankenver­
sicherungen des Landes, rechnet 
damit, dass es zu einer Verlage­
rung von 200 Millionen Franken 
von den Apotheken zu den Ärz­
ten kommen wird.  

 «Vor allem Quartierapotheken 
werden die Umsatzeinbussen 
nicht überleben», prophezeit 
Tilman Slembeck, Ökonomie­
professor an der Zürcher 
Hochschule für angewandte 
Wissenschaften. Ins selbe Horn 
stösst Lorenz Schmid, Präsident 

des Zürcher Apothekerverbandes. 
Er geht sogar noch weiter: «In den 
Städten Zürich und Winterthur 
sind 75 Prozent aller Ärzte des 
Kantons angesiedelt. Dass diese 
nun Medikamente direkt abgeben 
dürfen, werden sogar die Apothe­
ken in den Agglomerationen zu 
spüren bekommen.» 

Zürich ist der 14. Kanton, wo Ärz­
te eine Praxisapotheke führen 
dürfen (siehe Grafik). Im Gegen­
satz zur Schweiz gilt in allen 
OECD­Staaten die strikte Tren­
nung zwischen Verschreibung 
und Verkauf von Medikamenten. 
Damit soll verhindert werden, 
dass medizinische Leistungser­
bringer weder Einkommen noch 
andere geldwerte Vorteile aus 
einer Leistung erzielen, deren 
Nachfrage sie selbst massgeblich 
beeinflussen können. Schliesslich 
ist der Patient vom Wissen des 
Arztes abhängig.

Wie lukrativ der direkte Medi­
kamentenverkauf für Ärzte 

sein kann, zeigt die jüngs­
te Studie von Helsana. 
2010 haben selbstdispen­
sierende Ärzte in der 
Schweiz mit dem Verkauf 

von Medikamenten gesamt­
haft einen Gewinn von 214 Mil­
lionen Franken erzielt. Der durch­

schnittliche Reingewinn pro Arzt­
praxis betrug bei den Grundver­
sorgern 72 000 Franken und bei 
den Spezialisten 21 000 Franken.

Helsana hält zudem fest, dass 
sich trotz der Senkung der Be­
triebsmargen – etwa durch tiefe­
re Medikamentenpreise – die Um­
sätze und die Einkommenssitua­
tion gegenüber 2008 nur unwe­
sentlich verändert haben. Ein In­
diz dafür, dass die Ärzte zuneh­
mend Medikamente verkaufen.

Dies spiegelt sich auch in den 
Zahlen von Pharmasuisse. Laut 
dem Branchenverband hat der 
mengenmässige Absatz bei den 
Ärzteapotheken zwischen 2000 
und 2010 um 37 Prozent zuge­
nommen. In Franken ist es gar ein 
Plus von satten 89 Prozent. Dem­
gegenüber haben die verkauften 
Mengen in den Apotheken ledig­
lich um 10 und in Franken um  
43 Prozent zugenommen.  

 MARTINA WACKER

ANZEIGE

REINER EICHENBERGER

Nordanflüge statt 
Einkaufstouristen

Pillenverkauf durch Ärzte

 teilweise oder ganz verboten
  erlaubt (Städte Zürich und  
Winterthur ab 1. Mai 2012

Die Schweiz ist dank guten politischen Institutionen 
wirtschaftlich sehr erfolgreich. Ihr Pro­Kopf­ 
Einkommen ist zu Wechselkursen umgerechnet rund 
80 Prozent höher als in Deutschland. Doch der Erfolg 
hat Kehrseiten. Hersteller und Importeure versuchen, 
die hohe Kaufkraft mittels Preisdifferenzierung abzu­
schöpfen. Deshalb ist unser Preisniveau überhöht, der 
Einkaufstourismus wächst. Eine andere Folge ist der 
wachsende Flugverkehr, den die süddeutschen 
 Gemeinden nicht mehr tragen wollen. Was also tun?

Solange die Schweiz eigene Produkt- und Herstel-
lungsvorschriften hat und ihre Grenzen nicht völlig 
öffnet, bleibt sie eine Preisinsel mit zunehmendem 
Einkaufstourismus. Wir können jedoch dafür sorgen, 
dass ein Teil der Erträge in der Schweiz statt im 
grenznahen Ausland anfällt. Dazu müssen wir an der 
Landesgrenze – Koblenz bei Waldshut, Kreuzlingen 
bei Konstanz – spezielle Grenzhandelszonen einrich­
ten, in denen nicht nur nach schweizerischem, son­
dern auch nach deutschem Recht Güter verkauft und 
Arbeitsverträge geschlossen werden können. Dann 
können deutsche Handelsketten und Fachgeschäfte 
ihre Filialen in diesen Zonen eröffnen, sie von 
Deutschland aus beliefern und deutsches Personal 
nach deutschen Konditionen anstellen. So können sie 
die gleichen Produkte wie in Waldshut oder Kons­
tanz zu noch tieferen Preisen anbieten, weil die 
Schweizer Mehrwertsteuer tiefer als die deutsche ist. 
Die Einkaufstouristen müssen nicht mehr über die 
Grenze nach Deutschland und zurück fahren. Die Er­
träge aus der Mehrwertsteuer und den Steuern auf 
dem Gewinn der Filialen und dem Einkommen der 
Mitarbeiter bleiben in der Schweiz.

Und der Nordanflug? Oh, da prüfen wir dann das 
 Angebot aus Süddeutschland, dass mehr Nordanflü­
ge erfolgen dürfen, wenn wir weniger Grenzhandels­
zonen einrichten. Ein guter Kompromiss ist das 
 Abgeltungsmodell: Deutschland erhält alle Flüge und 
einen Teil der Erträge aus den Handelszonen.
Natürlich brauchen auch das Welschland und insbe­
sondere das Tessin solche Grenzhandelszonen. Dort 
hat ja Italien zur Umlenkung des Tanktourismus 
 gezielt die Treibstoffsteuern in seinen Grenzregionen 
gesenkt und damit schon vor der Schweiz eine 
 andere Art von Grenzhandelszone eingerichtet. 
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